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Referentenentwurf  

des Bundesministeriums der Finanzen 

Entwurf eines Gesetzes zum Abbau der kalten Progression für einen 
fairen Einkommensteuertarif sowie zur Anpassung weiterer steuerli-
cher Regelungen 

(Faires Tarifentlastungsgesetz – TarifEntlastG) 

A. Problem und Ziel 

Aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestags vom 29. März 2012 (siehe BT-
Drs. 17/9201, S. 7) legt die Bundesregierung alle zwei Jahre einen Bericht über die Höhe 
des von der Einkommensteuer freizustellenden Existenzminimums von Erwachsenen und 
Kindern (Existenzminimumbericht) sowie einen Bericht über die Wirkung der kalten Pro-
gression im Verlauf des Einkommensteuertarifs (Steuerprogressionsbericht) vor. Dement-
sprechend wird die Bundesregierung den 14. Existenzminimumbericht und den 
5. Steuerprogressionsbericht im Herbst 2022 vorlegen.  

Anhand der aktuellen Projektionsdaten ist absehbar, dass für die Jahre 2023 und 2024 für 
Erwachsene und Kinder höhere Existenzminima von der Einkommensbesteuerung freizu-
stellen sind. Das heißt, es sind Anpassungen erforderlich, um die verfassungsrechtlich 
erforderliche Freistellung des steuerlichen Existenzminimums ab dem Jahr 2023 gewähr-
leisten zu können. Zusätzlich ist ein Ausgleich der Wirkung der kalten Progression im Ver-
lauf des Einkommensteuertarifs angezeigt. Im Hinblick auf die aktuellen Preissteigerun-
gen stellt die Anpassung des progressiven Einkommensteuertarifs ein wirksames und 
faires Instrument zur zeitnahen finanziellen Entlastung der einkommensteuerpflichtigen 
Bürgerinnen und Bürger dar. Trotz steigender Inflation kommen dadurch Lohnsteigerun-
gen und Entlastungen auch tatsächlich bei den Bürgerinnen und Bürgern an und werden 
nicht durch eine progressionsbedingt höhere Einkommensbesteuerung gemindert. 

Damit die aus den beiden Berichten resultierenden Anpassungen sofort ab dem 1. Januar 
2023 greifen können, sollen diese im Vorgriff auf die voraussichtlichen Berichtsergebnisse 
zunächst unter Berücksichtigung der Daten der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung 
mit dem vorliegenden Gesetz zeitnah umgesetzt werden. Im parlamentarischen Verfahren 
wäre eine ggf. erforderlich werdende Anpassung der Werte im Lichte der im Herbst 2022 
vorliegenden Berichtsergebnisse bzw. der Daten der Herbstprojektion der Bundesregie-
rung möglich. 

Aufgrund der unerwartet deutlichen Preissteigerungen wurden die Bürgerinnen und Bür-
ger mit gezielten steuerlichen Maßnahmen durch das Steuerentlastungsgesetz 2022 vom 
23. Mai 2022 (BGBl. I S. 749) bereits schnell und unbürokratisch entlastet. Die Anhebung 
der Existenzsicherungsleistungen im Sozialrecht mittels Einmalzahlungen für Erwachsene 
und Kinder für das Jahr 2022 (vgl. Gesetz zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer 
Einmalzahlung in den sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Änderung des Fi-
nanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze vom 23. Mai 2022, BGBl. I S. 760) ist bei 
der erforderlich gewordenen Aktualisierung der Datenbasis zur Ermittlung der Höhe des 
steuerfrei zu stellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern mit zu berück-
sichtigen. Hieraus ergeben sich nachträglich steuerliche Anpassungsbedarfe für das Jahr 
2022. Dies betrifft die Höhe des Kinderfreibetrags und die Höhe des Unterhaltshöchstbe-
trags. Dem Anpassungsbedarf beim Grundfreibetrag wurde mit der rückwirkenden Erhö-
hung durch das Steuerentlastungsgesetz 2022 bereits ausreichend Rechnung getragen.  
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B. Lösung 

Mit der Anhebung des in den Einkommensteuertarif integrierten Grundfreibetrags wird die 
steuerliche Freistellung des Existenzminimums der einkommensteuerpflichtigen Bürgerin-
nen und Bürger für die Jahre 2023 und 2024 sichergestellt. Darüber hinaus werden zum 
Ausgleich der Effekte der kalten Progression die übrigen Eckwerte des Einkommensteu-
ertarifs nach rechts verschoben. 

Der Höchstbetrag für den steuerlichen Abzug von Unterhaltsleistungen, dessen Höhe an 
die des Grundfreibetrags angelehnt ist, wird ebenfalls angehoben und ab dem Jahr 2022 
durch die Einführung eines dynamischen Verweises entsprechend angepasst.  

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts darf bei der Besteuerung von 
Familien ein Einkommensbetrag in Höhe des sächlichen Existenzminimums eines Kindes 
zuzüglich der Bedarfe für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung nicht besteuert wer-
den. Im Rahmen des steuerlichen Familienleistungsausgleich wird dies durch Freibeträge 
für Kinder oder durch Kindergeld sichergestellt. Der steuerliche Kinderfreibetrag wird für 
die Jahre 2022, 2023 und 2024 entsprechend angepasst. Darüber hinaus wird das Kin-
dergeld für die Jahre 2023 und 2024 angehoben. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 

Steuerart / Gebiets-
körperschaft 

Volle Jahres-
wirkung 1) 

Kassenjahr 

2022 2023 2024 2025 2026 2027 

Insgesamt - 17 900 - - 10 120 - 17 525 - 18 545 - 19 060 - 19 570 

Bund - 7 786 - - 4 410 - 7 627 - 8 076 - 8 308 - 8 540 

Länder  - 7 474 - - 4 219 - 7 314 - 7 737 - 7 946 - 8 151 

Gemeinden - 2 640 - - 1 491 - 2 584 - 2 732 - 2 806 - 2 879 
1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 

Die Kindergelderhöhung in Höhe von monatlich 8 Euro für das erste und zweite Kind so-
wie in Höhe von monatlich 2 Euro für das dritte Kind ab 1. Januar 2023 sowie in Höhe von 
weiteren 6 Euro monatlich für das erste, zweite und dritte Kind ab 1. Januar 2024 führt 
beim Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz  zu Mehrausgaben in Höhe von bis 
zu XX Millionen Euro jährlich. 

Die Erhöhung des Kindergeldes hat Auswirkungen auf die Leistungen der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende. Das erhöhte Kindergeld führt aufgrund der Anrechnung auf die Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes zu Einsparungen im Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB II) in Höhe von jährlich rund XXX Millionen Euro, davon entfallen rund 
XXX Millionen Euro auf den Bund und XX Millionen Euro auf die Kommunen.  

Die Minderausgaben des Bundes im Bereich der Sozialen Entschädigung lassen sich 
aufgrund fehlender statistischer Daten nicht quantifizieren; es wird davon ausgegangen, 
dass die in diesen Bereichen auf den Bund entfallenden Minderausgaben geringfügig 
sind. Im 4. Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung) erhalten nur wenige Leistungsempfänger über 18 Jah-
ren Kindergeld. Die Einsparungen sind daher mit X Millionen Euro für den Bund äußerst 
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geringfügig. Im 3. Kapitel SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt) ist die Entlastung mit rund 
X Millionen Euro jährlich für die Kommunen deutlicher.  

Durch die Erhöhung des Kindergeldes wechseln rund XXXX Haushalte aus SGB II-Bezug 
in das Wohngeld. Dadurch ergeben sich insgesamt Mehrausgaben beim Wohngeld von 
rund XX Millionen Euro für 2023/2024 (Bund und Länder je zur Hälfte). Den Mehrausga-
ben im Wohngeld stehen Minderausgaben im SGB II gegenüber. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Gesetz führt nicht zu einer Veränderung des Erfüllungsaufwandes für Bürgerinnen 
und Bürger.  

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht geringfügiger, nicht bezifferbarer einmaliger Erfüllungsaufwand 
infolge der Anpassung von Lohnsteuerberechnungs-/ Lohnabrechnungsprogrammen ab 
dem Jahr 2023.  

[Aktualisierungsvorbehalt – auf Basis der ex-ante-Schätzung von destatis aus 2020 zum 
2. FamEntlastG: Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und die Erhöhung des 
Kinderfreibetrags müssen die Lohnsteuerberechnungs-/Lohnabrechnungsprogramme 
aller Unternehmen in Deutschland aktualisiert werden. Generell entstehen nur Unterneh-
men mit Beschäftigten Umstellungskosten. Laut aktuellen Zahlen aus dem Statistischen 
Unternehmensregister sind das 1.787.503 Unternehmen in Deutschland. Es ist anzuneh-
men, dass 60 Prozent aller Unternehmen einen Steuerberater und 40 Prozent keinen 
Steuerberater konsultieren. Zu den Aufgaben des Steuerberaters gehört es, seine Lohn-
steuerberechnungs- /Lohnabrechnungsprogramme entsprechend der geltenden Recht-
setzung zu aktualisieren. Es ist davon auszugehen, dass die vorzunehmende Anpassung 
aufgrund der §§ 32, 32a und 39b EStG nicht separat vorgenommen wird, sondern mit 
anderen Änderungen in die Lohnprogramme (Anpassungen der Werte zur Sozialversiche-
rung) eingepflegt wird. Die Anpassung der Software erfolgt in den meisten Fällen über die 
allgemeine Wartungs- und Servicepauschale, die mit dem jeweiligen Hersteller vereinbart 
wurde. Für den Mandanten wird diese Anpassung nicht getrennt berechnet, sondern fällt 
unter die gewöhnlichen Aufgaben eines Steuerberaters. Meist erhält dieser eine monatli-
che Pauschale für jeden Beschäftigten. Folglich entstehen den Unternehmen daraus kei-
ne zusätzlichen Kosten. 

Von den 40 Prozent der Unternehmen, die keinen Steuerberater haben, wird eine Groß-
zahl mit Software-Unternehmen Verträge eingegangen sein, welche verschiedene Lohn-
steuerberechnungs- /Lohnabrechnungsprogrammen anbieten. Software-Updates und 
Aktualisierungen aufgrund von gesetzlichen Änderungen werden vom Anbieter der Soft-
ware eingepflegt. Den beauftragenden Unternehmen entstehen keine zusätzlichen Kos-
ten, da sie für die Software monatlich oder jährlich bezahlen. Es ist anzunehmen, dass 
wenn überhaupt nur kleine Unternehmen mit einer geringen Anzahl von Beschäftigten 
eventuell mit keinem expliziten Lohnsteuerberechnungs- /Lohnabrechnungsprogramm 
arbeiten und manuell die gesetzlichen Änderungen in ihren eigenen Lohnabrechnungen 
einpflegen. Aufgrund der heutzutage geringen Kosten für Lohnsteuerberechnungs- 
/Lohnabrechnungsprogrammen ist aber davon auszugehen, dass nur im Einzelfall manu-
elle Anpassungen vorgenommen werden müssen und demnach nur marginal Umstel-
lungskosten für die Wirtschaft entstehen.] 
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung  

In den Ländern entsteht einmaliger automationstechnischer Umstellungsaufwand bei der 
Änderung der steuerlichen Freibeträge und des Einkommensteuertarifs. Dieser erfolgt im 
Rahmen der laufenden Pflege und Aktualisierung der IT-Programme und ist nicht separat 
bezifferbar. Der personelle Erfüllungsaufwand der Finanzämter verändert sich nicht.  

Im Bereich des Unterhaltsvorschussgesetzes führt die Anrechnung des Kindergeldes zu 
einem geringfügigen, nicht quantifizierbaren Umstellungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen 

Entwurf eines Gesetzes zum Abbau der kalten Progression für einen 
fairen Einkommensteuertarif sowie zur Anpassung weiterer steuerli-

cher Regelungen 

(Faires Tarifentlastungsgesetz – TarifEntlastG) 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 
2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 23. Mai 
2022 (BGBl. I S. 760) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 32 Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „2 730 Euro“ durch die Angabe „2 810 Euro“ 
ersetzt. 

2. § 33a Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Erwachsen einem Steuerpflichtigen Aufwendungen für den Unterhalt und eine etwai-
ge Berufsausbildung einer dem Steuerpflichtigen oder seinem Ehegatten gegenüber 
gesetzlich unterhaltsberechtigten Person, so wird auf Antrag die Einkommensteuer 
dadurch ermäßigt, dass die Aufwendungen bis zur Höhe des Grundfreibetrags nach 
§ 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 im Kalenderjahr vom Gesamtbetrag der Einkünfte 
abgezogen werden.“ 

3. § 33a Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Für jeden vollen Kalendermonat, in dem die in den Absätzen 1 bis 2 bezeichneten 
Voraussetzungen nicht vorgelegen haben, ermäßigen sich die dort bezeichneten Be-
träge um je ein Zwölftel; der sich danach ergebende Betrag ist auf den nächsten vol-
len Euro-Betrag aufzurunden.“ 

4. Dem § 52 Absatz 32 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 32 Absatz 6 Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 des [vorliegenden Änderungsge-
setzes] ist beim Steuerabzug vom Arbeitslohn ab dem 1. Januar 2023 anzuwenden.“ 
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Artikel 2 

Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 32 Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „2 810 Euro“ durch die Angabe „2 880 Euro“ 
ersetzt.  

2. § 32a Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem zu versteuernden 
Einkommen. Sie beträgt im Veranlagungszeitraum 2023 vorbehaltlich der §§ 32b, 
32d, 34, 34a, 34b und 34c jeweils in Euro für zu versteuernde Einkommen 

1. bis 10 632 Euro (Grundfreibetrag): 

0; 

2. von 10 633 Euro bis 15 786 Euro: 

(967,21 y + 1 400) y; 

3. von 15 787 Euro bis 61 971 Euro: 

(195,19 z + 2 397) z + 978,49; 

4. von 61 972 Euro bis 277 825 Euro: 

0,42 x – 9 815,21; 

5. von 277 826 Euro an: 

0,45 x – 18 149,96. 

Die Größe „y“ ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag übersteigenden Teils 
des auf einen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die 
Größe „z“ ist ein Zehntausendstel des 15 786 Euro übersteigenden Teils des auf ei-
nen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die Größe „x“ 
ist das auf einen vollen Euro-Betrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. Der 
sich ergebende Steuerbetrag ist auf den nächsten vollen Euro-Betrag abzurunden.“ 

3. § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„ein Betrag für ein zweites oder ein weiteres Dienstverhältnis insgesamt bis zur 
Höhe der Summe aus dem Grundfreibetrag (§ 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1), 
dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) und dem 
Sonderausgaben-Pauschbetrag (§ 10c Satz 1), wenn im ersten Dienstverhältnis 
die Steuerklasse I oder IV maßgeblich ist, sowie zusätzlich dem Entlastungsbe-
trag für Alleinerziehende (§ 24b Absatz 2 Satz 1), wenn im ersten Dienstverhält-
nis die Steuerklasse II maßgeblich ist; ist im ersten Dienstverhältnis die Steuer-
klasse III maßgeblich, sind der doppelte Grundfreibetrag, der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag und der Sonderausgaben-Pauschbetrag anzusetzen; ist im ersten 
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Dienstverhältnis die Steuerklasse V maßgeblich, sind der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag und der Sonderausgaben-Pauschbetrag anzusetzen.“ 

b) In Satz 2 Buchstabe a wird das Wort „Eingangsbetrag“ durch das Wort „Betrag“ 
ersetzt. 

4. In § 39b Absatz 2 Satz 7 wird die Angabe „11 793 Euro“ durch die Angabe „12 205 
Euro“ und die Angabe „29 298 Euro“ durch die Angabe „30 989 Euro“ ersetzt. 

5. § 46 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 werden die Wörter „der im Kalenderjahr insgesamt erzielte Arbeits-
lohn 13 150 Euro übersteigt, oder bei Ehegatten, die die Voraussetzungen des 
§ 26 Absatz 1 erfüllen, der im Kalenderjahr von den Ehegatten insgesamt erzielte 
Arbeitslohn 24 950 Euro übersteigt“ durch die Wörter „der im Kalenderjahr insge-
samt erzielte Arbeitslohn höher ist als die Summe aus dem Grundfreibetrag 
(§ 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1), dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) und dem Sonderausgaben-Pauschbetrag (§ 10c 
Satz 1) oder bei Ehegatten, die die Voraussetzungen des § 26 Absatz 1 erfüllen, 
höher ist als die Summe aus dem doppelten Grundfreibetrag, dem Arbeitnehmer-
Pauschbetrag und dem doppelten Sonderausgaben-Pauschbetrag“ ersetzt. 

b) In Nummer 4 werden die Wörter „der im Kalenderjahr insgesamt erzielte Arbeits-
lohn 13 150 Euro übersteigt oder bei Ehegatten, die die Voraussetzungen des 
§ 26 Absatz 1 erfüllen, der im Kalenderjahr von den Ehegatten insgesamt erzielte 
Arbeitslohn 24 950 Euro übersteigt“ durch die Wörter „der im Kalenderjahr insge-
samt erzielte Arbeitslohn höher ist als die Summe aus dem Grundfreibetrag 
(§ 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1), dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) und dem Sonderausgaben-Pauschbetrag (§ 10c 
Satz 1) oder bei Ehegatten, die die Voraussetzungen des § 26 Absatz 1 erfüllen, 
höher ist als die Summe aus dem doppelten Grundfreibetrag, dem Arbeitnehmer-
Pauschbetrag und dem doppelten Sonderausgaben-Pauschbetrag“ ersetzt. 

6. In § 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe a werden die Wörter „der im Kalender-
jahr insgesamt erzielte Arbeitslohn 13 150 Euro übersteigt“ durch die Wörter „der im 
Kalenderjahr insgesamt erzielte Arbeitslohn höher ist als die Summe aus dem Grund-
freibetrag (§ 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1), dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) und dem Sonderausgaben-Pauschbetrag (§ 10c 
Satz 1)“ ersetzt. 

7. § 52 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „Veranlagungszeitraum 2022“ durch die Angabe „Ver-
anlagungszeitraum 2023“ ersetzt. 

b) In den Sätzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe „31. Dezember 2021“ durch die 
Angabe „31. Dezember 2022“ ersetzt. 

8. § 66 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für das erste, zweite und dritte Kind jeweils 
227 Euro und für das vierte und jedes weitere Kind jeweils 250 Euro.“ 
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Artikel 3 

Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 32 Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „2 880 Euro“ durch die Angabe „2 994 Euro“ 
ersetzt.  

2. § 32a Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem zu versteuernden 
Einkommen. Sie beträgt ab dem Veranlagungszeitraum 2024 vorbehaltlich der 
§§ 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c jeweils in Euro für zu versteuernde Einkommen 

1. bis 10 932 Euro (Grundfreibetrag): 

0; 

2. von 10 933 Euro bis 16 179 Euro: 

(950,07 y + 1 400) y; 

3. von 16 180 Euro bis 63 514 Euro: 

(190,45 z + 2 397) z + 996,41; 

4. von 63 515 Euro bis 277 825 Euro: 

0,42 x – 10 066,29; 

5. von 277 826 Euro an: 

0,45 x – 18 401,04. 

Die Größe „y“ ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag übersteigenden Teils 
des auf einen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die 
Größe „z“ ist ein Zehntausendstel des 16 179 Euro übersteigenden Teils des auf ei-
nen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die Größe „x“ 
ist das auf einen vollen Euro-Betrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. Der 
sich ergebende Steuerbetrag ist auf den nächsten vollen Euro-Betrag abzurunden.“ 

3. In § 39b Absatz 2 Satz 7 wird die Angabe „12 205 Euro“ durch die Angabe „12 540 
Euro“ und die Angabe „30 989 Euro“ durch die Angabe „31 757 Euro“ ersetzt. 

4. § 66 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  

„(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für das erste, zweite und dritte Kind jeweils 
233 Euro und für das vierte und jedes weitere Kind jeweils 250 Euro.“ 
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Artikel 4 

Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 

Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4130), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
1. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2616) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 2a Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Vorbehaltlich des § 40a Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes ist beim Steuerab-
zug vom Arbeitslohn Bemessungsgrundlage die Lohnsteuer; beim Steuerabzug vom 
laufenden Arbeitslohn und beim Jahresausgleich ist die Lohnsteuer maßgebend, die 
sich ergibt, wenn der nach § 39b Absatz 2 Satz 5 des Einkommensteuergesetzes zu 
versteuernde Jahresbetrag für die Steuerklassen I, II und III im Sinne des § 38b des 
Einkommensteuergesetzes um den doppelten Kinderfreibetrag sowie den doppelten 
Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf und für die 
Steuerklasse IV im Sinne des § 38b des Einkommensteuergesetzes um den Kinder-
freibetrag sowie den Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbil-
dungsbedarf (§ 32 Absatz 6 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes) für jedes Kind 
vermindert wird, für das eine Kürzung der Freibeträge für Kinder nach § 32 Absatz 6 
Satz 4 des Einkommensteuergesetzes nicht in Betracht kommt.“ 

2. Dem § 6 wird folgender Absatz 23 angefügt: 

„(23) § 3 Absatz 2a in der am 1. Januar 2023 geltenden Fassung ist erstmals auf 
den laufenden Arbeitslohn anzuwenden, der für einen nach dem 31. Dezember 2022 
endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die nach 
dem 31. Dezember 2022 zufließen.“ 

Artikel 5 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

§ 6 des Bundeskindergeldgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für das erste, zweite und dritte Kind jeweils 
227 Euro und für das vierte und jedes weitere Kind jeweils 250 Euro.“  

2. In Absatz 2 wird die Angabe „219 Euro“ durch die Angabe „227 Euro“ ersetzt. 

Artikel 6 

Weitere Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

§ 6 des Bundeskindergeldgesetzes, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Änderungsgesetzes 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Kindergeld beträgt monatlich für das erste, zweite und dritte Kind jeweils 
233 Euro und für das vierte und jedes weitere Kind jeweils 250 Euro.“  

2. In Absatz 2 wird die Angabe „227 Euro“ durch die Angabe „233 Euro“ ersetzt. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft. 

(2) Die Artikel 2, 4 und 5 treten am 1. Januar 2023 in Kraft. 

(3) Die Artikel 3 und 6 treten am 1. Januar 2024 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestags vom 29. März 2012 (siehe BT-
Drs. 17/9201, S. 7) legt die Bundesregierung alle zwei Jahre einen Bericht über die Höhe 
des von der Einkommensteuer freizustellenden Existenzminimums von Erwachsenen und 
Kindern (Existenzminimumbericht) sowie einen Bericht über die Wirkung der kalten Pro-
gression im Verlauf des Einkommensteuertarifs (Steuerprogressionsbericht) vor. Dement-
sprechend wird die Bundesregierung den 14. Existenzminimumbericht und den 
5. Steuerprogressionsbericht im Herbst 2022 vorlegen.  

Anhand der aktuellen Projektionsdaten ist absehbar, dass für die Jahre 2023 und 2024 für 
Erwachsene und Kinder höhere Existenzminima von der Einkommensbesteuerung freizu-
stellen sind. Das heißt, es sind Anpassungen erforderlich, um die verfassungsrechtlich 
erforderliche Freistellung des steuerlichen Existenzminimums ab dem Jahr 2023 gewähr-
leisten zu können. Zusätzlich ist ein Ausgleich der Wirkung der kalten Progression im Ver-
lauf des Einkommensteuertarifs angezeigt. Im Hinblick auf die aktuellen Preissteigerun-
gen stellt die Anpassung des Einkommensteuertarifs ein wirksames und faires Instrument 
zur zeitnahen finanziellen Entlastung der einkommensteuerpflichtigen Bürgerinnen und 
Bürger dar. Trotz steigender Inflation kommen dadurch Lohnsteigerungen und Entlastun-
gen auch tatsächlich bei den Bürgerinnen und Bürgern an und werden nicht durch eine 
progressionsbedingt höhere Einkommensbesteuerung gemindert.  

Aufgrund der unerwartet deutlichen Preissteigerungen wurden die Bürgerinnen und Bür-
ger mit gezielten steuerlichen Maßnahmen durch das Steuerentlastungsgesetz 2022 vom 
23. Mai 2022 (BGBl. I S. 749) bereits schnell und unbürokratisch entlastet. Die Anhebung 
der Existenzsicherungsleistungen im Sozialrecht mittels Einmalzahlungen für Erwachsene 
und Kinder für das Jahr 2022 (vgl. Gesetz zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer 
Einmalzahlung in den sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Änderung des Fi-
nanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze vom 23. Mai 2022, BGBl. I S. 760) ist bei 
der erforderlich gewordenen Aktualisierung der Datenbasis zur Ermittlung der Höhe des 
steuerfrei zu stellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern mit zu berück-
sichtigen. Hieraus ergeben sich nachträglich steuerliche Anpassungsbedarfe für das Jahr 
2022. Dies betrifft die Höhe des Kinderfreibetrags und die Höhe des Unterhaltshöchstbe-
trags. Dem Anpassungsbedarf beim Grundfreibetrag wurde mit der rückwirkenden Erhö-
hung durch das Steuerentlastungsgesetz 2022 zur erforderlichen Freistellung des Exis-
tenzminimums bereits ausreichend Rechnung getragen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die Aktualisierung des progressiven Einkommensteuertarifs für die Jahre 2023 und 2024 
im Vorgriff auf die voraussichtlichen Ergebnisse des im Herbst 2022 vorliegenden 
14. Existenzminimumberichts und des 5. Steuerprogressionsberichts umfasst die Anhe-
bung des Grundfreibetrags und die Verschiebung der Tarifeckwerte. Mit der Anhebung 
des in den Einkommensteuertarif integrierten Grundfreibetrags wird die steuerliche Frei-
stellung des Existenzminimums der steuerpflichtigen Bürgerinnen und Bürger ab dem 
Jahr 2023 gewährleistet. Dies und die Verschiebung der übrigen Tarifeckwerte nach 
rechts - mit Ausnahme des Eckwerts „Reichensteuer“ - führt zu einem Ausgleich der Ef-
fekte der kalten Progression im Verlauf des Einkommensteuertarifs. Dadurch wird sicher-
gestellt, dass trotz steigender Inflation Lohnsteigerungen und Entlastungen auch tatsäch-
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lich bei den Bürgerinnen und Bürgern ankommen und nicht durch eine progressionsbe-
dingt höhere Einkommensbesteuerung gemindert werden. Der Höchstbetrag für den 
steuerlichen Abzug von Unterhaltsleistungen, dessen Höhe an die des Grundfreibetrags 
angelehnt ist, wird ebenfalls angehoben und ab dem Jahr 2022 durch die Einführung ei-
nes dynamischen Verweises entsprechend angepasst. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts darf bei der Besteuerung von 
Familien ein Einkommensbetrag in Höhe des sächlichen Existenzminimums eines Kindes 
zuzüglich der Bedarfe für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung nicht besteuert wer-
den. Der steuerliche Kinderfreibetrag wird für die Jahre 2022, 2023 und 2024 entspre-
chend angepasst. Darüber hinaus wird das Kindergeld für die Jahre 2023 und 2024 ange-
hoben. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die Änderung des Einkommen-
steuergesetzes (Artikel 1, 2 und 3) und des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 (Artikel 4) 
aus Artikel 105 Absatz 2 erste Alternative des Grundgesetzes (GG), da das Steuerauf-
kommen diesbezüglich dem Bund ganz oder teilweise zusteht. 

Für die Änderung des Bundeskindergeldgesetzes (Artikel 5 und 6) ergibt sich die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 2 GG und Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 7 GG. Für die öffentliche Fürsorge steht dem Bund das Gesetzgebungsrecht zu, 
wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder 
die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine 
bundesgesetzliche Regelung erforderlich machen. Die Regelungen in den Artikeln 5 und 6 
dienen sowohl der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse als auch der Wahrung 
der Rechtseinheit. Denn mit den das Kindergeld betreffenden Änderungen werden die 
Änderungen des Einkommensteuergesetzes nachvollzogen. Der Kindergeldanspruch der 
Eltern, die in Deutschland nicht unbeschränkt steuerpflichtig, aber in einer Weise mit den 
deutschen Arbeits-, Dienst- und Sozialrechtssystem verbunden sind, die eine Kindergeld-
zahlung angemessen erscheinen lässt, soll unter denselben Voraussetzungen und in der-
selben Höhe bestehen wie bei in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtigen Eltern. Des 
Weiteren lässt sich nur durch die Gesetzgebung des Bundes eine einheitliche Rechtsan-
wendung in Bezug auf die Behandlung der Kindergelderhöhung gewährleisten. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Unvereinbarkeiten mit höherrangigem Recht sind nicht zu erkennen. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Keine. 
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2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Das Vorhaben steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhal-
tigen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Mit dem Ausgleich 
der kalten Progression und der damit verbundenen Inflationsbereinigung wird sicherge-
stellt, dass die Einkommensteuerzahler auch tatsächlich von Lohnerhöhungen profitieren 
und es nicht zu einer Erhöhung der Steuerlast kommt. Die Maßnahmen unterstützen da-
mit den Indikatorenbereich 8.4. (Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit – Wirtschaftsleistung 
umwelt-und sozialverträglich steigern). Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer 
Indikatoren ist nicht gegeben. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

 

 

2022 2023 2024 2025 2026 2027

1 § 32 EStG (2022) Insg. - 270 - - 230 - 305 - 325 - 340 - 350
ESt - 260 - - 210 - 295 - 315 - 330 - 340
SolZ - 10 - - 20 - 10 - 10 - 10 - 10

Bund - 121 - - 109 - 135 - 144 - 150 - 155
ESt - 111 - - 89 - 125 - 134 - 140 - 145
SolZ - 10 - - 20 - 10 - 10 - 10 - 10

Länder - 110 - - 89 - 126 - 134 - 140 - 144
ESt - 110 - - 89 - 126 - 134 - 140 - 144

Gem. - 39 - - 32 - 44 - 47 - 50 - 51
ESt - 39 - - 32 - 44 - 47 - 50 - 51

2 § 33a (1) EStG (2022) Insg. - 65 - - 55 - 65 - 65 - 65 - 65
ESt - 60 - - 50 - 60 - 60 - 60 - 60
LSt - 5 - - 5 - 5 - 5 - 5 - 5
SolZ . - . . . . .

Bund - 28 - - 23 - 28 - 28 - 28 - 28
ESt - 26 - - 21 - 26 - 26 - 26 - 26
LSt - 2 - - 2 - 2 - 2 - 2 - 2
SolZ . - . . . . .

Länder - 27 - - 23 - 27 - 27 - 27 - 27
ESt - 25 - - 21 - 25 - 25 - 25 - 25
LSt - 2 - - 2 - 2 - 2 - 2 - 2

Gem. - 10 - - 9 - 10 - 10 - 10 - 10
ESt - 9 - - 8 - 9 - 9 - 9 - 9
LSt - 1 - - 1 - 1 - 1 - 1 - 1

3 § 32 EStG (2023) Insg. - 285 - - 10 - 230 - 295 - 305 - 320
ESt - 275 - . - 220 - 285 - 295 - 310
SolZ - 10 - - 10 - 10 - 10 - 10 - 10

Bund - 127 - - 10 - 104 - 131 - 135 - 142
ESt - 117 - . - 94 - 121 - 125 - 132
SolZ - 10 - - 10 - 10 - 10 - 10 - 10

Länder - 117 - . - 93 - 121 - 126 - 131
ESt - 117 - . - 93 - 121 - 126 - 131

Gem. - 41 - . - 33 - 43 - 44 - 47
ESt - 41 - . - 33 - 43 - 44 - 47

rückwirkende Anhebung der Kinderfreibeträge 
ab 1.1.2022 um 160 € von 8.388 € auf 8.548 €

Anhebung des Höchstbetrags für den Abzug 
von Unterhaltsleistungen an gesetzlich 
unterhaltsberechtigte Personen auf die Höhe 
des Grundfreibetrags ab 1.1.2022

weitere Anhebung der Kinderfreibeträge ab 
1.1.2023 um 140 € von 8.548 € auf 8.688 €

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €)

lfd.
Nr.

Maßnahme
Steuerart / 
Gebietskör- 
perschaft

Volle 
Jahres- 
wirkung¹

Kassenjahr
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2022 2023 2024 2025 2026 2027

lfd.
Nr.

Maßnahme
Steuerart / 
Gebietskör- 
perschaft

Volle 
Jahres- 
wirkung¹

Kassenjahr

4 § 66 EStG (2023) Insg. - 1.060 - - 1.545 - 1.155 - 1.045 - 1.030 - 1.010
ESt + 485 - . + 390 + 500 + 515 + 540
LSt - 1.545 - - 1.545 - 1.545 - 1.545 - 1.545 - 1.550

Bund - 451 - - 657 - 491 - 444 - 438 - 429
ESt + 206 - . + 166 + 213 + 219 + 230
LSt - 657 - - 657 - 657 - 657 - 657 - 659

Länder - 450 - - 656 - 491 - 444 - 437 - 429
ESt + 206 - . + 165 + 212 + 219 + 229
LSt - 656 - - 656 - 656 - 656 - 656 - 658

Gem. - 159 - - 232 - 173 - 157 - 155 - 152
ESt + 73 - . + 59 + 75 + 77 + 81
LSt - 232 - - 232 - 232 - 232 - 232 - 233

5 § 33a (1) EStG (2023) Insg. - 65 - . - 55 - 65 - 65 - 65
ESt - 60 - . - 50 - 60 - 60 - 60
LSt - 5 - . - 5 - 5 - 5 - 5
SolZ . - . . . . .

Bund - 28 - . - 23 - 28 - 28 - 28
ESt - 26 - . - 21 - 26 - 26 - 26
LSt - 2 - . - 2 - 2 - 2 - 2
SolZ . - . . . . .

Länder - 27 - . - 23 - 27 - 27 - 27
ESt - 25 - . - 21 - 25 - 25 - 25
LSt - 2 - . - 2 - 2 - 2 - 2

Gem. - 10 - . - 9 - 10 - 10 - 10
ESt - 9 - . - 8 - 9 - 9 - 9
LSt - 1 - . - 1 - 1 - 1 - 1

6 § 32a EStG (2023) Insg. - 9.200 - - 8.280 - 9.440 - 9.705 - 10.030 - 10.375
ESt - 1.585 - - 1.425 - 1.625 - 1.685 - 1.760 - 1.860
LSt - 7.440 - - 6.695 - 7.625 - 7.820 - 8.050 - 8.280
SolZ - 175 - - 160 - 190 - 200 - 220 - 235

Bund - 4.011 - - 3.611 - 4.122 - 4.240 - 4.389 - 4.545
ESt - 674 - - 606 - 691 - 716 - 748 - 791
LSt - 3.162 - - 2.845 - 3.241 - 3.324 - 3.421 - 3.519
SolZ - 175 - - 160 - 190 - 200 - 220 - 235

Länder - 3.835 - - 3.451 - 3.930 - 4.039 - 4.169 - 4.309
ESt - 673 - - 605 - 690 - 716 - 748 - 790
LSt - 3.162 - - 2.846 - 3.240 - 3.323 - 3.421 - 3.519

Gem. - 1.354 - - 1.218 - 1.388 - 1.426 - 1.472 - 1.521
ESt - 238 - - 214 - 244 - 253 - 264 - 279
LSt - 1.116 - - 1.004 - 1.144 - 1.173 - 1.208 - 1.242

7 § 32 EStG (2024) Insg. - 435 - - - 15 - 350 - 450 - 470
ESt - 420 - - . - 335 - 435 - 455
SolZ - 15 - - - 15 - 15 - 15 - 15

Bund - 194 - - - 15 - 157 - 200 - 208
ESt - 179 - - . - 142 - 185 - 193
SolZ - 15 - - - 15 - 15 - 15 - 15

Länder - 178 - - . - 143 - 185 - 194
ESt - 178 - - . - 143 - 185 - 194

Gem. - 63 - - . - 50 - 65 - 68
ESt - 63 - - . - 50 - 65 - 68

Verschiebung der Tarifeckwerte (außer Beginn 
der Reichensteuer) des Tarifs 2022 
einschließlich des Grundfreibetrags ab 
1.1.2023 um 5,76 % (Grundfreibetrag neu 
unter Berücksichtigung der bereits erfolgten 
Verschiebung um 3%: 10.632 €)

weitere Anhebung der Kinderfreibeträge ab 
1.1.2024 um weitere 228 € von 8.688 € auf 
8.916 €

Anhebung des Kindergeldes ab 1. Januar 
2023 für das erste und zweite Kind von 219 € 
um 8 € und für das dritte Kind von 225 € um 
2 € monatlich auf einheitlich 227 €. Für das 
vierte und jedes weitere Kind beträgt das 
Kindergeld unverändert 250 € monatlich.

weitere Anhebung des Höchstbetrags für den 
Abzug von Unterhaltsleistungen an gesetzlich 
unterhaltsberechtigte Personen bis zur Höhe 
des Grundfreibetrags ab 1.1.2023



 - 15 - Bearbeitungsstand: 28.07.2022  08:25 

 

8 § 66 EStG (2024) Insg. - 870 - - - 1.230 - 945 - 865 - 845
ESt + 360 - - . + 290 + 370 + 390
LSt - 1.230 - - - 1.230 - 1.235 - 1.235 - 1.235

Bund - 370 - - - 523 - 402 - 368 - 359
ESt + 153 - - . + 123 + 157 + 166
LSt - 523 - - - 523 - 525 - 525 - 525

Länder - 369 - - - 522 - 402 - 368 - 360
ESt + 153 - - . + 123 + 157 + 165
LSt - 522 - - - 522 - 525 - 525 - 525

Gem. - 131 - - - 185 - 141 - 129 - 126
ESt + 54 - - . + 44 + 56 + 59
LSt - 185 - - - 185 - 185 - 185 - 185

9 § 33a (1) EStG (2024) Insg. - 60 - - . - 50 - 60 - 60
ESt - 55 - - . - 45 - 55 - 55
LSt - 5 - - . - 5 - 5 - 5
SolZ . - - . . . .

Bund - 25 - - . - 21 - 25 - 25
ESt - 23 - - . - 19 - 23 - 23
LSt - 2 - - . - 2 - 2 - 2
SolZ . - - . . . .

Länder - 26 - - . - 21 - 26 - 26
ESt - 24 - - . - 19 - 24 - 24
LSt - 2 - - . - 2 - 2 - 2

Gem. - 9 - - . - 8 - 9 - 9
ESt - 8 - - . - 7 - 8 - 8
LSt - 1 - - . - 1 - 1 - 1

10 § 32a EStG (2024) Insg. - 5.590 - - - 5.030 - 5.700 - 5.850 - 6.010
ESt - 995 - - - 895 - 1.020 - 1.060 - 1.110
LSt - 4.500 - - - 4.050 - 4.580 - 4.685 - 4.785
SolZ - 95 - - - 85 - 100 - 105 - 115

Bund - 2.431 - - - 2.186 - 2.481 - 2.547 - 2.621
ESt - 423 - - - 380 - 434 - 451 - 472
LSt - 1.913 - - - 1.721 - 1.947 - 1.991 - 2.034
SolZ - 95 - - - 85 - 100 - 105 - 115

Länder - 2.335 - - - 2.102 - 2.379 - 2.441 - 2.504
ESt - 423 - - - 381 - 433 - 450 - 471
LSt - 1.912 - - - 1.721 - 1.946 - 1.991 - 2.033

Gem. - 824 - - - 742 - 840 - 862 - 885
ESt - 149 - - - 134 - 153 - 159 - 167
LSt - 675 - - - 608 - 687 - 703 - 718

11 Finanzielle Auswirkungen insgesamt Insg. - 17.900 - - 10.120 - 17.525 - 18.545 - 19.060 - 19.570
ESt - 2.865 - - 1.685 - 2.755 - 3.015 - 3.170 - 3.320
LSt - 14.730 - - 8.245 - 14.460 - 15.195 - 15.530 - 15.865
SolZ - 305 - - 190 - 310 - 335 - 360 - 385

Bund - 7.786 - - 4.410 - 7.627 - 8.076 - 8.308 - 8.540
ESt - 1.220 - - 716 - 1.171 - 1.282 - 1.348 - 1.412
LSt - 6.261 - - 3.504 - 6.146 - 6.459 - 6.600 - 6.743
SolZ - 305 - - 190 - 310 - 335 - 360 - 385

Länder - 7.474 - - 4.219 - 7.314 - 7.737 - 7.946 - 8.151
ESt - 1.216 - - 715 - 1.171 - 1.281 - 1.347 - 1.410
LSt - 6.258 - - 3.504 - 6.143 - 6.456 - 6.599 - 6.741

Gem. - 2.640 - - 1.491 - 2.584 - 2.732 - 2.806 - 2.879
ESt - 429 - - 254 - 413 - 452 - 475 - 498
LSt - 2.211 - - 1.237 - 2.171 - 2.280 - 2.331 - 2.381

Anmerkungen:
1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten

Anhebung des Kindergeldes ab 1.1.2024 für 
das erste, zweite und dritte Kind von 227 € um 
6 € monatlich auf einheitlich 233 €. Für das 
vierte und jedes weitere Kind beträgt das 
Kindergeld unverändert 250 € monatlich. 

weitere Anhebung des Höchstbetrags für den 
Abzug von Unterhaltsleistungen an gesetzlich 
unterhaltsberechtigte Personen bis zur Höhe 
des Grundfreibetrags ab 1.1.2024

weitere Verschiebung der Tarifeckwerte (außer 
Beginn der Reichensteuer) des Tarifs 2023 
einschließlich des Grundfreibetrags ab 
1.1.2024 um 2,49 % (Grundfreibetrag neu: 
10.932 €).
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Die Kindergelderhöhung in Höhe von monatlich 8 Euro für das erste und zweite Kind so-
wie in Höhe von monatlich 2 Euro für das dritte Kind ab 1. Januar 2023 sowie in Höhe von 
weiteren 6 Euro monatlich für das erste, zweite und dritte Kind ab 1. Januar 2024 führt 
beim Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz zu Mehrausgaben in Höhe von bis zu 
XX Millionen Euro jährlich.  

Die Erhöhung des Kindergeldes hat Auswirkungen auf die Leistungen der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende. Das erhöhte Kindergeld führt aufgrund der Anrechnung auf die Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes zu Einsparungen im Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB II) in Höhe von jährlich rund XXX Millionen Euro, davon entfallen rund 
XXX Millionen Euro auf den Bund und XX Millionen Euro auf die Kommunen.  

Die Minderausgaben des Bundes im Bereich der Sozialen Entschädigung lassen sich 
aufgrund fehlender statistischer Daten nicht quantifizieren; es wird davon ausgegangen, 
dass die in diesen Bereichen auf den Bund entfallenden Minderausgaben geringfügig 
sind. Im 4. Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung) erhalten nur wenige Leistungsempfänger über 18 Jah-
ren Kindergeld. Die Einsparungen sind daher mit X Millionen Euro für den Bund äußerst 
geringfügig. Im 3. Kapitel SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt) ist die Entlastung mit rund 
X Millionen Euro jährlich für die Kommunen deutlicher.  

Durch die Erhöhung des Kindergeldes wechseln rund XXXX Haushalte aus SGB II-Bezug 
in das Wohngeld. Dadurch ergeben sich insgesamt Mehrausgaben beim Wohngeld von 
rund XX Millionen Euro für 2023/2024 (Bund und Länder je zur Hälfte). Den Mehrausga-
ben im Wohngeld stehen Minderausgaben im SGB II gegenüber. 

4. Erfüllungsaufwand 

Das Gesetz führt nicht zu einer Veränderung des Erfüllungsaufwandes für Bürgerinnen 
und Bürger. Für die Wirtschaft entsteht geringfügiger, nicht bezifferbarer einmaliger Erfül-
lungsaufwand infolge der Anpassung von Lohnsteuerberechnungs-/ Lohnabrechnungs-
programmen ab dem Jahr 2023. 

[Aktualisierungsvorbehalt – auf Basis der ex-ante-Schätzung von destatis aus 2020 zum 
2. FamEntlastG: Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und die Erhöhung des 
Kinderfreibetrags müssen die Lohnsteuerberechnungs-/Lohnabrechnungsprogramme 
aller Unternehmen in Deutschland aktualisiert werden. Generell entstehen nur Unterneh-
men mit Beschäftigten Umstellungskosten. Laut aktuellen Zahlen aus dem Statistischen 
Unternehmensregister sind das 1.787.503 Unternehmen in Deutschland. Es ist anzuneh-
men, dass 60 Prozent aller Unternehmen einen Steuerberater und 40 Prozent keinen 
Steuerberater konsultieren. Zu den Aufgaben des Steuerberaters gehört es, seine Lohn-
steuerberechnungs- /Lohnabrechnungsprogramme entsprechend der geltenden Recht-
setzung zu aktualisieren. Es ist davon auszugehen, dass die vorzunehmende Anpassung 
aufgrund der §§ 32, 32a und 39b EStG nicht separat vorgenommen wird, sondern mit 
anderen Änderungen in die Lohnprogramme (Anpassungen der Werte zur Sozialversiche-
rung) eingepflegt wird. Die Anpassung der Software erfolgt in den meisten Fällen über die 
allgemeine Wartungs- und Servicepauschale, die mit dem jeweiligen Hersteller vereinbart 
wurde. Für den Mandanten wird diese Anpassung nicht getrennt berechnet, sondern fällt 
unter die gewöhnlichen Aufgaben eines Steuerberaters. Meist erhält dieser eine monatli-
che Pauschale für jeden Beschäftigten. Folglich entstehen den Unternehmen daraus kei-
ne zusätzlichen Kosten. 

Von den 40 Prozent der Unternehmen, die keinen Steuerberater haben, wird eine Groß-
zahl mit Software-Unternehmen Verträge eingegangen sein, welche verschiedene Lohn-
steuerberechnungs- /Lohnabrechnungsprogrammen anbieten. Software-Updates und 
Aktualisierungen aufgrund von gesetzlichen Änderungen werden vom Anbieter der Soft-
ware eingepflegt. Den beauftragenden Unternehmen entstehen keine zusätzlichen Kos-
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ten, da sie für die Software monatlich oder jährlich bezahlen. Es ist anzunehmen, dass 
wenn überhaupt nur kleine Unternehmen mit einer geringen Anzahl von Beschäftigten 
eventuell mit keinem expliziten Lohnsteuerberechnungs- /Lohnabrechnungsprogramm 
arbeiten und manuell die gesetzlichen Änderungen in ihren eigenen Lohnabrechnungen 
einpflegen. Aufgrund der heutzutage geringen Kosten für Lohnsteuerberechnungs- 
/Lohnabrechnungsprogrammen ist aber davon auszugehen, dass nur im Einzelfall manu-
elle Anpassungen vorgenommen werden müssen und demnach nur marginal Umstel-
lungskosten für die Wirtschaft entstehen.] 

In den Ländern entsteht einmaliger automationstechnischer Umstellungsaufwand bei der 
Änderung der steuerlichen Freibeträge und des Einkommensteuertarifs. Dieser erfolgt im 
Rahmen der laufenden Pflege und Aktualisierung der IT-Programme und ist nicht separat 
bezifferbar. Der personelle Erfüllungsaufwand der Finanzämter verändert sich nicht. 

5. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten.  

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Die Regelungen sollen dauerhaft wirken, so dass eine Befristung nicht in Betracht kommt. 

Eine Evaluierung der Regelungen ist nicht erforderlich. Eine Überprüfung der Regelungen 
dahingehend, ob und inwieweit die beabsichtigten Wirkungen auf die Sicherung des Exis-
tenzminimums und der finanziellen Bedarfe von Familien und Kindern erreicht wurden, 
erfolgt durch die Bundesregierung anhand der beiden im Herbst 2022 zu erstellenden 
Berichte: Bericht über die Höhe des steuerfrei zu stellenden Existenzminimums von Er-
wachsenen und Kindern (14. Existenzminimumbericht) und Bericht über die Wirkung der 
kalten Progression im Verlauf des Einkommensteuertarifs (5. Steuerprogressionsbericht). 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 

§ 32 Absatz 6 Satz 1 

Aufgrund der unerwartet und deutlich gestiegenen Preise, insbesondere im Energie- und 
Lebensmittelbereich, und infolge der Anhebung der Existenzsicherungsleistungen im So-
zialrecht mittels Einmalzahlungen für Erwachsene und Kinder (vgl. Gesetz zur Regelung 
eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in den sozialen Mindestsicherungssys-
temen sowie zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze vom 23. 
Mai 2022, BGBl. I S. 760) ist eine Aktualisierung der Datenbasis zur Ermittlung der Höhe 
des steuerfrei zu stellenden Existenzminimums erforderlich geworden. Danach ergibt sich 
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für den Veranlagungszeitraum 2022 ein rückwirkender Anpassungsbedarf beim Freibetrag 
für das sächliche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibetrag). Dem Anpassungsbe-
darf auf 10 292 Euro beim Grundfreibetrag (§ 32a Absatz 1 EStG) zur verfassungsrecht-
lich erforderlichen Freistellung des Existenzminimums eines Erwachsenen wurde mit der 
rückwirkenden Erhöhung durch das Steuerentlastungsgesetz 2022 vom 23. Mai 2022 
(BGBl. I S. 749) bereits ausreichend Rechnung getragen.  

Im Zuge dessen wird der Kinderfreibetrag für jeden Elternteil von 2 730 Euro um 80 Euro 
auf 2 810 Euro erhöht. Der ab dem Veranlagungszeitraum 2022 für ein Kind insgesamt zu 
berücksichtigende Kinderfreibetrag wird somit von 5 460 Euro um 160 Euro auf 
5 620 Euro erhöht. Zusammen mit dem Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- 
oder Ausbildungsbedarf (2 928 Euro) ergibt sich eine Anhebung des zur steuerlichen 
Freistellung des Kinderexistenzminimums dienenden Betrags von derzeit insgesamt 
8 388 Euro um 160 Euro auf insgesamt 8 548 Euro.  

Die Erhöhung des Kinderfreibetrags wirkt sich im Rahmen der Veranlagung zur Einkom-
mensteuer auch bei den Zuschlagsteuern (Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) aus. 
Das Lohnsteuerabzugsverfahren 2022 bleibt jedoch von der Anhebung des Kinderfreibe-
trags unberührt; siehe § 52 Absatz 32 Satz 5 EStG in der Fassung dieses Änderungsge-
setzes und § 3 Absatz 2a SolzG 1995 in der aktuellen Gesetzesfassung. Siehe auch Ein-
zel-begründung zu § 6 Absatz 23 SolzG 1995 in der Fassung dieses Änderungsgesetzes. 

Zu Nummer 2 

§ 33a Absatz 1 Satz 1 

Aus dem Anpassungsbedarf beim Grundfreibetrag für das Jahr 2022 (siehe zuvor Einzel-
begründung zu Nummer 1) resultiert nachträglich ein Anpassungsbedarf beim steuerli-
chen Unterhaltshöchstbetrag (§ 33a Absatz 1 EStG). Die Vorschrift regelt den Abzug von 
Unterhaltsleistungen, die einer einkommensteuerpflichtigen Person zwangsläufig zur Ab-
deckung des steuerlichen Existenzminimums anderer Personen erwachsen. Die Höhe 
des Unterhaltshöchstbetrags ist deshalb an die Höhe des Grundfreibetrags (§ 32a Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG) angelehnt. Vor diesem Hintergrund wird auch der Unter-
haltshöchstbetrag für das Jahr 2022 nachträglich von 9 984 Euro auf 10 347 Euro ange-
hoben. Es handelt sich insofern um eine redaktionelle Folgeänderung. Damit sich zukünf-
tig bei reinen Betragsanpassungen die in der Vergangenheit erforderlichen Folgeände-
rungen beim Unterhaltshöchstbetrag erübrigen (letztmals mit dem Zweiten Familienentlas-
tungsgesetz vom 1. Dezember 2020; BGBl. I S. 2616), wird die Betragsangabe in § 33a 
Absatz 1 Satz 1 EStG durch einen dynamischen Verweis ersetzt. 

Zu Nummer 3 

§ 33a Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine klarstellende Folgeänderung zu Nummer 2: Für jeden vollen Ka-
lendermonat, in denen die Voraussetzungen zum Abzug von Unterhaltsleistungen gemäß 
§ 33a Absatz 1 Satz 1 EStG nicht erfüllt sind, mindert sich die Höhe des Unterhalts-
höchstbetrags um je ein Zwölftel. Sollte sich aufgrund der Einführung des dynamischen 
Verweises in § 33a Absatz 1 Satz 1 EStG als Ergebnis der zeitanteiligen Minderung ein 
Unterhaltshöchstbetrag mit Nachkommastellen ergeben, ist dieser Betrag auf den nächs-
ten vollen Euro-Betrag aufzurunden. 

Zu Nummer 4 

§ 52 Absatz 32 Satz 5 - neu - 
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Die Höhe der Freibeträge für Kinder hat keine Auswirkung auf die Höhe der Lohnsteuer. 
Die Freibeträge wirken sich im Lohnsteuerabzugsverfahren nur bei den Zuschlagsteuern 
(Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) aus. 

Im Hinblick auf die geringfügigen Auswirkungen durch die Anhebung des Kinderfreibe-
trags um 160 Euro (Auswirkung bei der Kirchensteuer von max. 6,48 Euro p.a. [160 Euro 
x 45 Prozent Einkommensteuer x 9 Prozent Kirchensteuersatz]) wird auf eine Berücksich-
tigung des erhöhten Kinderfreibetrags beim Lohnsteuerabzug für das Jahr 2022 verzich-
tet. Dies regelt § 52 Absatz 32 Satz 5 – neu – EStG. Vor dem Hintergrund des geplanten 
Abschlusses des Gesetzgebungsverfahrens zum Ende des Jahres 2022 wird damit auch 
eine unverhältnismäßige Belastung der Arbeitgeber vermieden, die durch Korrekturen der 
bereits abgerechneten Lohn-/Gehalt- und Bezügeabrechnungen eintreten würde. Den 
Steuerpflichtigen bleibt es unbenommen, durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung 
für das Jahr 2022 den Ansatz des erhöhten Kinderfreibetrags geltend zu machen. 

Zu Artikel 2 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 

§ 32 Absatz 6 Satz 1 

Der im Herbst 2022 zu erwartende 14. Existenzminimumbericht wird den für die Freistel-
lung des Existenzminimums verfassungsrechtlich notwendigen Erhöhungsbedarf für das 
Jahr 2023 beim Kinderfreibetrag aufzeigen. In Höhe der voraussichtlichen Vorgaben die-
ses Berichts wird der Kinderfreibetrag für jeden Elternteil von 2 810 Euro um 70 Euro auf 
2 880 Euro erhöht. Der ab dem Veranlagungszeitraum 2023 für ein Kind insgesamt zu 
berücksichtigende Kinderfreibetrag wird somit von 5 620 Euro um 140 Euro auf 5 760 
Euro erhöht. Zusammen mit dem Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder 
Ausbildungsbedarf (2 928 Euro) ergibt sich eine Anhebung des zur steuerlichen Freistel-
lung des Kinderexistenzminimums dienenden Betrags von insgesamt 8 548 Euro um 140 
Euro auf insgesamt 8 688 Euro. 

Zu Nummer 2 

§ 32a Absatz 1 

Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 EStG wird der für den Veranlagungszeitraum 
2023 geltende Einkommensteuertarif normiert. Dabei wird der steuerliche Grundfreibetrag 
über die voraussichtlichen Ergebnisse des 14. Existenzminimumberichts hinaus erhöht, 
indem er zum Ausgleich der kalten Progression um die voraussichtliche Inflationsrate des 
Jahres 2022 (lt. Frühjahrsprojektion der Bundesregierung 5,76 Prozent - jedoch unter Be-
rücksichtigung der bereits vorsorglich im Steuerentlastungsgesetz 2022 vorgenommenen 
Erhöhung um 3 Prozent) erhöht wird. Auch die übrigen Eckwerte des Einkommensteu-
ertarifs - mit Ausnahme des Beginns der „Reichensteuer“ - werden 2023 entsprechend 
den voraussichtlichen Ergebnissen des 5. Steuerprogressionsberichts nach rechts ver-
schoben. Dadurch wird die Freistellung des Existenzminimums sichergestellt und trotz 
steigender Inflation eine lediglich progressionsbedingt höhere Einkommensbesteuerung 
verhindert. 

Zu Nummer 3 

§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Satz 1 und 2 

Über § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 EStG kann im zweiten oder weiteren Dienstver-
hältnis mit der Steuerklasse VI ein Freibetrag gebildet werden. In gleicher Höhe wird für 
das erste Dienstverhältnis (Steuerklassen I bis V) ein Hinzurechnungsbetrag berücksich-
tigt. So kann unterjährig ein - im Verhältnis zur Einkommensteuerschuld - zu hoher Lohn-
steuerabzug vermieden werden. 
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Diesbezüglich wird auch hier die neue Systematik der Ermittlung der Arbeitslohngrenzen 
in § 46 Absatz 2 Nummer 3 und 4 EStG übernommen (zu den Einzelheiten siehe Einzel-
begründung zur entsprechenden Änderung). 

Dies führt zu einer wesentlichen Vereinfachung in der praktischen Abwicklung. Die sich 
grds. jährlich ändernden Höchstbeträge müssen nicht mehr kompliziert berechnet werden, 
sondern lassen sich leicht ermitteln. Auch wird nun nicht mehr zwischen aktiven Lohnein-
künften und Versorgungsbezügen unterschieden. Der neue Höchstbetrag ist tendenziell 
etwas niedriger als nach der alten Rechtslage, weil keine Vorsorgeaufwendungen berück-
sichtigt werden. Dies mindert Nachzahlungen nach einer durchgeführten Einkommen-
steuerveranlagung oder vermeidet diese gänzlich. Die Einkommensteuerveranlagung ist 
in den betroffenen Fällen ohnehin obligatorisch (§ 46 Absatz 2 Nummer 2 EStG). 

Das BMF wird auf der Seite „www.bmf-steuerrechner.de“ die jeweils geltenden Arbeits-
lohngrenzen in den einzelnen Steuerklassen zum Abruf bereitstellen. Die Arbeitslohn-
grenzen werden auch in das Amtliche Lohnsteuer-Handbuch aufgenommen, abrufbar 
unter „www.bmf-lsth.de“. 

Zu Nummer 4 

§ 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz 

Durch die Regelung in § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG wird verhindert, dass 
beim Lohnsteuerabzug nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine 
zu niedrige Durchschnittssteuerbelastung bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung ein-
tritt. Die Zahlenwerte hängen mit den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusam-
men und werden für den Lohnsteuerabzug in 2023 angepasst (Folgeänderung zur Ta-
rifänderung). 

Zu Nummer 5 

Zu Buchstabe a und Buchstabe b 

§ 46 Absatz 2 Nummer 3 und 4 

Die in § 46 Absatz 2 Nummer 3 und 4 sowie § 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe a 
EStG genannten Arbeitslöhne markieren Arbeitnehmereinkommen, bis zu denen die Ein-
kommensteuer regelmäßig 0 Euro beträgt. Ein Arbeitnehmer mit geringem Jahresarbeits-
lohn ist danach von der Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung allein wegen 
der Erstattung von Beiträgen zu Krankenversicherungen und gesetzlichen Pflegeversiche-
rungen im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 3 EStG und der Ermittlung eines Freibetrags 
wegen Werbungskosten etc. befreit (§ 46 Absatz 2 Nummer 3 und 4 EStG). Durch die 
Regelung in § 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe a EStG wird die Abgeltungswir-
kung des § 50 Absatz 2 Satz 1 EStG für beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer, für die 
ein Freibetrag wegen Werbungskosten etc. gebildet worden ist, aufgehoben. Auch hier 
wird auf das Arbeitnehmereinkommen abgestellt, bis zu dem die Einkommensteuer re-
gelmäßig 0 Euro beträgt. 

Eine Änderung des Einkommensteuertarifs (einschließlich des Grundfreibetrags), des 
Arbeitnehmer-Pauschbetrags oder des Sonderausgaben-Pauschbetrags machte hier im-
mer auch aufwendige gesetzliche Änderungen der Arbeitslohngrenzen erforderlich.  

Die bisherige Praxis wird mit diesem Änderungsgesetz geändert. Ab 2023 orientieren sich 
die Arbeitslohngrenzen an der Summe aus dem Grundfreibetrag (§ 32a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 EStG), dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
EStG) und dem Sonderausgaben-Pauschbetrag (§ 10c Satz 1 EStG). Bei Ehegatten wer-
den der Grundfreibetrag und der Sonderausgaben-Pauschbetrag verdoppelt. Durch die 
Einführung dieses dynamischen Verweises erübrigen sich zukünftig Anpassungen auf-
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grund von reinen Betragsänderungen. Die Arbeitslohngrenzen stehen nicht mehr als Eu-
ro-Betrag im Einkommensteuergesetz, sind aber gleichwohl leicht zu ermitteln. Das BMF 
wird zudem auf der Seite „www.bmf-steuerrechner.de“ die Arbeitslohngrenzen für die ein-
zelnen Jahre bereitstellen. Die Arbeitslohngrenzen werden auch in das Amtliche Lohn-
steuer-Handbuch aufgenommen, abrufbar unter „www.bmf-lsth.de“. 

Vorsorgeaufwendungen werden bei der Ermittlung der Arbeitslohngrenzen nicht berück-
sichtigt. Dies ist zum einen dem Wegfall der Mindestvorsorgepauschale für den Lohn-
steuerabzug ab 2024 (Regelung durch das Jahressteuergesetz 2020) geschuldet. Zum 
anderen stellt dies sicher, dass Arbeitnehmer, die keine oder nur sehr geringe Vorsorge-
aufwendungen haben (z.B. Beamte mit freier Heilfürsorge, Auszubildende etc.), mit ihrem 
Arbeitslohn nicht unter die Arbeitslohngrenzen fallen, obgleich die Einkommensteuer für 
sie mehr als 0 Euro beträgt. 

Zu Nummer 6 

§ 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe a 

Die neue Systematik der Ermittlung der Arbeitslohngrenzen wird auch in § 50 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 4 Buchstabe a EStG übernommen. Zu den Einzelheiten siehe Einzelbe-
gründung zur Änderung von § 46 Absatz 2 Nummer 3 und 4 EStG. 

Zu Nummer 7 

Zu Buchstabe a und Buchstabe b 

§ 52 Absatz 1 

Die Änderungen durch Artikel 2 sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 
Absatz 1 EStG in der am 1. Januar 2023 geltenden Fassung erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 2023 und den Lohnsteuerabzug 2023 anzuwenden. § 52 Absatz 1 EStG 
wird entsprechend fortgeschrieben. 

Zu Nummer 8 

§ 66 Absatz 1  

Nach derzeitiger Rechtslage beträgt das Kindergeld gemäß § 66 Absatz 1 Satz 1 Ein-
kommensteuergesetz (EStG) monatlich für das erste und zweite Kind jeweils 219 Euro, 
für das dritte Kind 225 Euro und für das vierte und jedes weitere Kind jeweils 250 Euro. 
Die Höhe des Kindergeldes ist gestaffelt nach der Anzahl der Kinder in der Reihenfolge 
der Geburten (Ordnungszahl). In der Reihenfolge werden auch die Kinder mitgezählt, für 
die der berechtigte Elternteil nur deshalb keinen Anspruch hat, weil für sie der Anspruch 
vorrangig einem anderen Elternteil zusteht (§ 64 EStG) oder weil wegen des Vorliegens 
eines Ausschlusstatbestandes (§ 65 EStG) oder entsprechender Vorschriften des über- 
und zwischenstaatlichen Rechts der Anspruch auf Kindergeld ausgeschlossen ist (sog. 
Zählkinder).  

Das Kindergeld wird ab dem 1. Januar 2023 für das erste und zweite Kind um 8 Euro und 
für das dritte Kind um 2 Euro monatlich erhöht. Im Ergebnis beträgt das Kindergeld mo-
natlich für das erste, zweite und dritte Kind einheitlich 227 Euro und für das vierte und 
jedes weitere Kind 250 Euro.  

Mit der Erhöhung ist eine betragsmäßige Angleichung der bisherigen Kindergeldstaffelung 
verbunden. Mit den nunmehr einheitlichen Kindergeldsätzen für das erste, zweite und 
dritte Kind verringert sich die sog. „Zählkindproblematik“, d.h. es entfällt der bürokratische 
Aufwand, der bislang mit der Wahlmöglichkeit verbunden ist, durch einen Berechtigten-
wechsel für ein bestimmtes Kind aufgrund vorhandener Zählkinder höheres Kindergeld zu 
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erhalten. Mit Blick auf den im aktuellen Koalitionsvertrag verankerten „Neustart der Fami-
lienförderung“ und der damit einhergehenden Leistungsbündelung sollen die unterschied-
lichen Kindergeldhöhen allmählich sozialverträglich abgebaut werden. Mit der behutsa-
men Abschmelzung der unterschiedlichen Höhe werden Schlechterstellungen vermieden. 
Sie soll fortgesetzt werden, bis für alle Kinder die gleiche Kindergeldhöhe gilt. Denn ein-
heitliche Kindergeldbeträge tragen erheblich zu einer Vereinfachung des Antrags- und 
Verwaltungsverfahrens bei. Eine einheitliche Kindergeldhöhe führt zudem zu einer ge-
rechteren Vergleichsberechnung mit dem Kinderfreibetrag nach § 31 Satz 4 EStG, dessen 
Höhe ebenfalls für jedes Kind einheitlich ist. 

Zu Artikel 3 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 

§ 32 Absatz 6 Satz 1 

Der im Herbst 2022 zu erwartende 14. Existenzminimumbericht wird den für die Freistel-
lung des Existenzminimums verfassungsrechtlich notwendigen Erhöhungsbedarf für das 
Jahr 2024 beim Kinderfreibetrag aufzeigen. In Höhe der voraussichtlichen Vorgaben die-
ses Berichts wird der Kinderfreibetrag für jeden Elternteil von 2 880 Euro um 114 Euro auf 
2.994 Euro erhöht. Der ab dem Veranlagungszeitraum 2024 für ein Kind insgesamt zu 
berücksichtigende Kinderfreibetrag wird somit von 5 760 Euro um 228 Euro auf 5 988 
Euro erhöht. Zusammen mit dem Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder 
Ausbildungsbedarf (2 928 Euro) ergibt sich eine Anhebung des zur steuerlichen Freistel-
lung des Kinderexistenzminimums dienenden Betrags von insgesamt 8 688 Euro um 228 
Euro auf insgesamt 8 916 Euro. 

Zu Nummer 2 

§ 32a Absatz 1 

Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 EStG wird der ab dem Veranlagungszeit-
raum 2024 geltende Einkommensteuertarif normiert. Dabei wird der steuerliche Grund-
freibetrag entsprechend der voraussichtlichen Ergebnisse des 
14. Existenzminimumberichts erhöht. Zudem werden die übrigen Eckwerte des Einkom-
mensteuertarifs 2024 - mit Ausnahme des Beginns der „Reichensteuer“ - entsprechend 
den voraussichtlichen Ergebnissen des 5. Steuerprogressionsberichts nach rechts ver-
schoben. Dadurch wird die Freistellung des Existenzminimums sichergestellt und trotz 
steigender Inflation eine lediglich progressionsbedingt höhere Einkommensbesteuerung 
verhindert. 

Zu Nummer 3 

§ 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz 

Durch die Regelung in § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG wird verhindert, dass 
beim Lohnsteuerabzug nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine 
zu niedrige Durchschnittssteuerbelastung bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung ein-
tritt. Die Zahlenwerte hängen mit den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusam-
men und werden für den Lohnsteuerabzug ab 2024 angepasst (Folgeänderung zur Ta-
rifänderung). 

Zu Nummer 4 

§ 66 Absatz 1  

Das Kindergeld wird ab dem 1. Januar 2024 für das erste, zweite Kind und dritte Kind um 
6 Euro monatlich erhöht. Mit der Erhöhung ist eine weitere betragsmäßige Angleichung 
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der bisherigen Kindergeldstaffelung verbunden. Im Ergebnis beträgt das Kindergeld mo-
natlich für das erste, zweite und dritte Kind einheitlich 233 Euro und für das vierte und 
jedes weitere Kind 250 Euro (vgl. auch Begründung zu Artikel 2 Nummer 8). 

Zu Artikel 4 (Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995) 

Zu Nummer 1 

§ 3 Absatz 2a Satz 1 

Die Bemessungsgrundlage für den Solidaritätszuschlag ist beim laufenden Steuerabzug 
vom Arbeitslohn gemäß § 3 Absatz 2a Satz 1 SolzG 1995 die Lohnsteuer, die sich nach 
Berücksichtigung der Freibeträge für Kinder gemäß § 32 Absatz 6 des Einkommensteuer-
gesetzes ergibt. Bei einer betragsmäßigen Änderung der Freibeträge für Kinder ist daher 
derzeit auch immer eine redaktionelle Folgeänderung des § 3 Absatz 2a Satz 1 
SolzG 1995 erforderlich. 

Durch die Einführung eines dynamischen Verweises erübrigen sich zukünftig Anpassun-
gen des § 3 Absatz 2a Satz 1 SolzG 1995 aufgrund von reinen Betragsänderungen. Dies 
wird in dieser Form bereits bei der Bemessungsgrundlage für den Solidaritätszuschlag bei 
der Veranlagung zur Einkommensteuer (§ 3 Absatz 2 SolzG 1995) und der Kirchensteuer 
im Lohnsteuerabzugsverfahren (§ 51a Absatz 2a EStG) praktiziert. 

Zu Nummer 2 

§ 6 Absatz 23 – neu – 

Der neue Absatz 23 regelt die erstmalige Anwendung des dynamischen Verweises in § 3 
Absatz 2a Satz 1 SolzG 1995 ab 2023. Erhöhungen der Freibeträge für Kinder gemäß 
§ 32 Absatz 6 des Einkommensteuergesetzes werden ab 2023 fortlaufend bei der Aufstel-
lung der Programmablaufpläne für den Lohnsteuerabzug berücksichtigt.  

Auf eine Berücksichtigung der nachträglichen Erhöhung des Kinderfreibetrags beim Lohn-
steuerabzug für das Jahr 2022 wird im Hinblick auf die geringen Auswirkungen (Auswir-
kung beim Solidaritätszuschlag max. 7,99 Euro p.a. [160 Euro x 42 Prozent Einkommens-
teuer x 11,9 Prozent Solidaritätszuschlag in der Milderungszone]) verzichtet. Dadurch 
werden auch unverhältnismäßige Belastungen der Arbeitgeber vermieden. Zu weiteren 
Einzelheiten siehe auch Einzelbegründung zu § 52 Absatz 32 Satz 5 - neu - EStG. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Bundeskindergeldgesetzes) 

Zu Nummer 1 

§ 6 Absatz 1 

Die Änderung vollzieht die Änderung des § 66 Absatz 1 EStG nach. 

Zu Nummer 2 

§ 6 Absatz 2  

Mit der Änderung in Absatz 2 wird die Höhe des Kindergeldanspruchs für Vollwaisen und 
Kinder, die den Aufenthalt ihrer Eltern nicht kennen, an die in Absatz 1 geregelte Höhe 
des Kindergeldes für erste Kinder angepasst. 
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Zu Artikel 6 (Weitere Änderung des Bundeskindergeldgesetzes) 

Zu Nummer 1 

§ 6 Absatz 1 

Die Änderung vollzieht die Änderung des § 66 Absatz 1 EStG nach. 

Zu Nummer 2 

§ 6 Absatz 2  

Mit der Änderung in Absatz 2 wird die Höhe des Kindergeldanspruchs für Vollwaisen und 
Kinder, die den Aufenthalt ihrer Eltern nicht kennen, an die in Absatz 1 geregelte Höhe 
des Kindergeldes für erste Kinder angepasst. 

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Die Änderungen in Artikel 1 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2022 in Kraft. 

Zu Absatz 2 

Die Änderungen in den Artikeln 2, 4 und 5 treten am 1. Januar 2023 in Kraft.  

Zu Absatz 3 

Die Änderungen in den Artikeln 3 und 6 treten am 1. Januar 2024 in Kraft. 

 


